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Die Vertreterversammlung (VV) der Kassenärztlichen Vereinigung (KV) Nordrhein fasste  
am 27. März 2026 folgende Beschlüsse:

1 Für eine gestärkte ambulante Versorgung:  
Steuerung mit Augenmaß
Die VV unterstützt den KVNO-Vorstand/die KV Nordrhein, sich im Rahmen des politischen Diskurses  
gegenüber dem Gesetzgeber, den Krankenkassen und allen relevanten Akteuren im Gesundheitswesen für 
eine differenzierte Weiterentwicklung der ambulanten Versorgungsteuerung einzusetzen. 
Zentrale Ziele sind:

1.	 Die ärztliche Steuerungskompetenz anzuerkennen und zu stärken, insbesondere für Menschen, die 
bereits bei ihrem Bezugsarzt (meist hausärztlich oder auch koordinierend fachärztlich) angebunden 
sind – durch weniger Bürokratie, multiprofessionelle Teams und faire Vergütung.

2.	 Die 116 117 zu einer effizienten, nutzerfreundlichen und integrativen Steuerungsplattform auszubauen, 
für Menschen ohne Hausarztanbindung und für die Vermittlung niedrigschwelliger Angebote. 

3.	 Die fachärztliche Versorgung strukturell zu stärken, damit sie ihre zentrale Rolle in der ambulanten 
Versorgung weiterhin verlässlich wahrnehmen kann. Dazu braucht es ebenso wie im hausärztlichen 
Bereich eine Entbudgetierung der fachärztlichen Leistungen. 

4.	 Sicherzustellen, dass die Steuerungslogik einheitlich durch das KV-System definiert wird, um an den 
bestehenden und bekannten Strukturen der 116 117 anzuknüpfen und ein zukünftiges Chaos in der  
Terminvermittlung zu vermeiden. 

Hierzu werden verbindliche Steuerungsangebote über die 116 117 etabliert und deren digitale Weiterent-
wicklung zu einer leistungsfähigen Versorgungsplattform proaktiv vorangetrieben. Voraussetzung dafür 
ist die technische Weiterentwicklung der 116 117 sowie ihre Anschlussfähigkeit an digitale Versorgungs-
prozesse, etwa durch elektronische Überweisungen oder Ticketsysteme. 

Antrag: Vorstand
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2 Nein zur Honorarkürzung in der ambulanten 
Psychotherapie
Die VV zeigt sich zutiefst besorgt über die am 11. März 2026 vom Erweiterten Bewertungsausschusses 
(EBA) gefassten Beschlüsse zur (Neu-)Vergütung von psychotherapeutischen Leistungen und lehnen diese  
entschieden ab. Aus Sicht der VV senden die EBA-Beschlüsse ein brandgefährliches und äußerst provokan-
tes Signal an die ambulante Versorgung und die verfasste Vertragsärzteschaft insgesamt. 

Die Beschlüsse müssen zurückgenommen werden. Sie gefährden die Stabilität der psychotherapeutischen 
Versorgung und untergraben das Vertrauen in eine verlässliche Honorarpolitik. Sie stehen im klaren Wider-
spruch zu den politischen Zielsetzungen einer Stärkung der Versorgung psychisch kranker Menschen. Die 
Mitglieder der VV unterstützen ausdrücklich die Entscheidung der Kassenärztlichen Bundesvereinigung, 
gegen die EBA-Beschlüsse Klage zu erheben.

Antrag: Vorstand + Vertreterversammlung
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3 Gegen Honorarkürzungen in der ambulanten 
psychotherapeutischen Versorgung
Die VV missbilligt mit Nachdruck die Entscheidung im Erweiterten Bewertungsausschusses vom 11. März 
2026, auf Betreiben des Spitzenverbandes der gesetzlichen Krankenkassen die Vergütung der ambulanten 
Psychotherapie um 4,5 Prozent abzusenken. 

Das Inkrafttreten zum 01.04.2026 ohne aufschiebende Wirkung einer Klage wurde begründet mit dem  
„besonderen öffentlichen Vollzugsinteresse“. Geplant vom GKV-Spitzenverband war sogar eine Senkung 
um 10%. Dieser Vorgang stellt einen massiven Angriff auf die Vergütung in der ambulanten Versorgung dar. 
Durch diesen Beschluss auf Druck der Krankenkassen sind Tür und Tor geöffnet für Honorarkürzungen bei 
allen Facharztgruppen. 

Die VV sieht in dieser Entscheidung ein falsches und in der aktuellen Versorgungslage fatales Signal, sowohl 
für die psychotherapeutische Versorgung, aber auch für die gesamte ambulante Versorgungslandschaft 
der Bundesrepublik Deutschland. Ausgerechnet im ambulanten Bereich, in dem die Behandlung von Pati-
entinnen und Patienten mit nur 16 % der Gesamtausgaben der GKV stattfindet, stellen die Krankenkasse 
die Finanzierung in Frage. Es darf nicht dazu kommen, dass der ambulante Bereich, in dem der Großteil der 
Versorgung (97%) für relativ wenig Geld stattfindet, ausgehöhlt wird. 

Die VV unterstützt die Initiativen der Kassenärztlichen Bundesvereinigung und der Berufsverbände, diese 
Entscheidung anzufechten und ruft das Bundesministerium für Gesundheit dazu auf, den Beschluss des  
Bewertungsausschusses als Aufsichtsbehörde zu beanstanden. Es braucht stattdessen ein klares  
Bekenntnis zur ambulanten Versorgung und damit auch zur ambulanten psychotherapeutischen Versorgung 
in Deutschland. 

VV und Vorstand der KV Nordrhein stehen an der Seite ihrer psychotherapeutischen Kolleginnen und Kolle-
gen. Wir fordern die sofortige Rücknahme der Honorarkürzungen und stehen dafür ein, dass die ambulante 
Versorgung die Wertschätzung und Vergütung erfährt, die ihrer zentralen Rolle in der Gesundheitsversor-
gung entspricht.

Antrag: Vertreterversammlung

https://www.kvno.de/bekanntmachungen
https://www.kvno.de/bekanntmachungen
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4 Unsachgemäß lange Fristen für Verjährung 
von Regressen sind unzumutbar
Der Vorstand wird aufgefordert, sich dafür einsetzen, dass die aktuell gültigen Regresszeiträume – acht 
Quartale rückwirkend – verkürzt werden. Den Kassen ist eine zeitnähere Verordnungskontrolle grundsätzlich 
möglich und es ist unzumutbar, dass eine mögliche regresspflichtige Situation nur durch organisatorische 
Unzulänglichkeiten der Kassen verschleppt werden. Der Gesamtschaden wird durch diese Pflichtverletzung 
der Kassen vergrößert.

Antrag: Herren Dres. Wasserberg, Weisweiler, Knoop, Nolte, Schlochtermeier, Weckelmann, Abou Lebdi, 
Krause, Frau Dr. Hemming, Frau Thiele, Herren Scheid und Eimbter

5 Gebührenpflicht für papiergebundene Anträge 
zur Förderung digitaler Antragswege
Die VV beschloss eine weitere Digitalisierung von Verwaltungsvorgängen. Künftig soll für Papieranträge eine 
Gebühr erhoben werden, da deren Bearbeitung einen deutlich höheren Verwaltungsaufwand verursacht 
als die digitale Antragstellung. Die Gebührenordnung der KV Nordrhein wird entsprechend geändert bzw.  
ergänzt.

Antrag: Vorstand

6 Änderung des Honorarverteilungsmaßstabs (HVM)
Auf Antrag des HVM-Ausschusses beschloss die VV Modifizierungen am HVM mit Wirkung zum 
01.04.2026. Der geänderte HVM wird im Bereich „Amtliche Bekanntmachungen“ veröffentlicht unter  
www.kvno.de/bekanntmachungen

Antrag: HVM-Ausschuss

http://www.kvno.de/bekanntmachungen
http://www.kvno.de/bekanntmachungen
https://www.kvno.de/bekanntmachungen
https://www.kvno.de/bekanntmachungen

